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Wie kann man sich so verschät-
zen? Diese Frage stellt sich un-
weigerlich beimBlick auf die Jah-
resrechnung 2019 derGemeinde
Riehen. Budgetiert war für letz-
tes Jahr ein Verlust von 4,6 Mil-
lionen, herausgekommen ist ein
Überschuss von 8,8 Millionen.

«Immerhin ist die Überra-
schung in die richtige Richtung
gegangen», erklärte der für die
Finanzen zuständige Gemeinde-
rat Daniel Albietz (CVP) sarkas-
tisch. Der grosse Unterschied sei
eine Folge von unerwartet hohen
Einnahmen aus Vermögens-
steuern. Vermögen von sehr rei-
chen Steuerzahlern hätten sich
imMilliardenbereich verdoppelt.
Dieser Effekt sei über zwei Jahre
gelaufen, aber erst 2019 veran-
lagt worden. Vermögenssteuern
seien «einer dervielen Faktoren,
die nicht vorhersehbar sind».

Mehr Investitionen gefordert
«Trotz Steuersenkung habenwir
ein gutes Ergebnis», erklärte Ein-
wohnerrat Ernst G. Stalder (SVP).
Der Gemeinderat budgetiere zu
vorsichtig, das beweise der sehr
hohe Selbstfinanzierungsgrad
von 567 Prozent. Die SVP könne
aber die Investitionsrechnung
nicht genehmigen,weil viele ge-
plante Projekte nicht realisiert
worden seien. Ohne ausseror-
dentliche Erträgewäre die Rech-
nung ausgeglichen, sagte Jürg
Sollberger (EVP). Die Gemeinde
müsse jetzt antizyklisch agieren,
um die Konjunktur zu stützen.
Sollberger fragte, warum statt
dervorgesehenen 14,4Millionen
nur 3,5Millionen investiertwor-
den seien»

Auch Thomas Strahm (LDP)
kritisierte, dass viel weniger in-
vestiertwurde als budgetiert. In-
vestitionen vor sich her zu schie-
ben, könnte hohe Folgekosten
verursachen. Heinz Oehen (SP)
stört, dass der Gemeinderat

«einen Investitionsstau bei den
kommunalen Liegenschaften zu-
lässt». Jetzt in der Krise müsste
das lokale Gewerbe unterstützt
und energetische Sanierungen
vorgenommen werden. Zu oft
lehne die bürgerliche Mehrheit
Vorlagen des bürgerlichen Ge-
meinderates ab, sagte Oehen.

Kosten steigen stark
Elisabeth Näf (FDP) findet es
«alarmierend», dass derart gute
Abschlüsse nur durch Sonderef-
fekte erzieltwerden.Die FDPbli-
cke kritisch auf das stetige Kos-
tenwachstum.Allein letztes Jahr
seien die Produktkosten umdrei
Millionen gestiegen. Der Perso-
nalaufwand steige immer noch
– auch ausserhalb der Schulen,
kritisierte Näf. «Wir verlangen,
dass dasAusgabenwachstumge-
bremst wird.»

Priska Keller-Dietrich (CVP)
meinte, die Zunahme des Perso-
nalbestands sei die Folge von ge-
setzlichen Vorgaben und von
Wünschen aus der Politik. David
Moor von der Fraktion GLP fin-
det den Investitionsstau «nicht
so dramatisch»; er seimanchmal
vom Einwohnerrat selbst ver-
schuldet. Auch der Personalbe-
stand sei in Ordnung.

Eine Petition verlangte, dass
an der Inzlingerstrasse 11 bis 45
eine Nutzungszone eingerichtet
wird, umden Charakter derHäu-
ser zu schützen.Mit 29 zu 9 Stim-
men hat der Einwohnerrat be-
schlossen, die Petition nicht zur
Weiterbearbeitung zu überwei-
sen. Die Baurekurskommission
habe im betreffenden Perimeter
ein Bauvorhaben abgelehnt, er-
klärte ChristianHeim (SVP), Prä-
sident derKommission fürVolks-
anregungen und Petitionen (Pet-
ko).Damit seien die Forderungen
der Petition erfüllt.

Rolf Zenklusen

Unerwarteter Geldsegen
irritiert die Riehener Politiker
Reicher als gedacht Trotz Millionen-Überschuss kritisiert
das Parlament die Finanzpolitik des Gemeinderats.

Der Protest der Frauen ist gross.
Noch drei Tage nach der
Demonstration vom 14. Juni
überschlagen sich die Medien-
berichte, Twitterposts und öf-
fentlichenAnschuldigungen. Sie
kommen vor allem, aber nicht
nur, von Frauen und richten sich
an dieAdresse des Basler Sicher-
heitsdirektors. Die Polizei sei zu
harsch eingeschritten,man hät-
te die Demonstrantinnen nicht
kontrollieren sollen, heisst es.
Am Mittwochabend nimmt der
freisinnige Regierungsrat Baschi
Dürr auf dem Sender «Teleba-
sel» Stellung.

Der Polizeieinsatz sei «ver-
hältnismässig» gewesen, lautet
seine Kernbotschaft. «Man hat
den Dialog gesucht auf derMitt-
leren Brücke und das Geschehen
eine ganze Stunde laufen las-
sen», argumentiert Dürr. Erst als
auch auf der Johaniterbrücke
eine Blockierung drohte, sei die
Polizei eingeschritten –«aber
auch dort verhältnismässig».
Schliesslich seien lediglich Ord-
nungsbussen verteilt worden –
das schwächste Mittel der Poli-
zei. Das habe man im Übrigen
auch an der 1.-Mai-Demonstra-
tion getan. «Der Vorwurf, wir
hätten an den Frauen ein Exem-
pel statuierenwollen, ist infam»,
ruft er aus.

«Von hinten gepackt»
Auch Nationalrätin Sibel Arslan,
die zwischenDemonstrantinnen
und Polizei vermittelnwollte, sei
nicht unverhältnissmässig stark
angepackt worden, als man sie
abgeführte. «Die Polizei liess ein
Mediationsverfahren zu, was so
eigentlich nicht vorgesehen ist»,
sagt Dürr. Dieser Entscheid sei
zwar in Ordnung gewesen, Sibel
Arslan habe auch durchaus kons-
truktiv gewirkt – «aber irgend-
wann ist dann halt auch mal
Schluss».

Von Seiten der betroffenen Frau-
en klingt das anders. Erschüt-
ternd anders sogar. Franziska
Stier, die den Streik mitorgani-
sierte, sagte bereits am Tag zu-
vor zu «Telebasel»: «Ich habe

Statements erhalten,wonach so-
wohl Frauen als auch gender-
queeren Menschen an die Brust
gefasst wurde, die beim Urinie-
ren gefilmt und von der Polizei
von hinten gepackt wurden.»

Dürr sind solche Vorkomnis-
se nicht bekannt. «Ich habe von
diesen Vorwürfen erstmals auf
ihrem Sender gehört», sagt er zu
«Telebasel»-Moderatorin Karin
Müller, «unddanachnichtmehr.»
Er habe die Polizisten, die vor
Ortwaren, zu denVorwürfen be-
fragt – aber niemand habe etwas
Derartiges mitbekommen. Die
Basler Polizei verfüge auch über
keine Bodycams, die die Vorfäl-
le aufzeichnen hätten können.

Twitter von rechts
Kurz nach Ausstrahlung der
Sendung wurde bereits wieder
fleissig getwittert – diesmal al-
lerdings von rechter Seite. Die
SVP-Grossrätin Gianna Hablüt-

zel etwa empörte sich, die Frau-
en, die sich über den Polizei-
einsatz beschwerten, seien eine
«Schande für das weibliche
Geschlecht».

Gianna Hablützels Parteikol-
lege Joël Thüring derweil stört
sich über dieVorwürfe, die Fran-
ziska Stier an die Öffentlichkeit
brachte. Stellten sich diese als
Lügen heraus, schreibt er, sollte
Franziska Stier zur Verantwor-
tung gezogen werden. «Solche
Vorwürfe darfman nicht einfach
mal so platzieren.»

Baschi Dürr wird sich wohl
noch längermit demVorkomnis-
sen vom 14. Juni und den Vor-
würfen seitens derDemonstran-
tinnen befassen müssen. Ent-
schuldigen wird er sich vorerst
jedoch nicht: «Wir entschuldigen
uns dann, wenn etwas wirklich
falsch gelaufen ist.»

Katrin Hauser

«Mir sind keine sexuellen Belästigungen bekannt»
Baschi Dürr nimmt Stellung Der Basler Sicherheitsdirektor wehrt sich auf «Telebasel»
gegen die Vorwürfe der Frauen, die sich von der Polizei ungerecht behandelt fühlen.

Baschi Dürr sagt im Interview, er werde sich vorerst nicht entschuldigen. Quelle: Telebasel

«Der Vorwurf,
wir hätten an
den Frauen
ein Exempel
statuierenwollen,
ist infam.»
Baschi Dürr
Vorsteher des Sicherheits­
departements Basel­Stadt

Martin Regenass

Die SP-Finanzdirektorin Tanja
Soland präsentierte amDonners-
tag sekundiert von ihrem Fi-
nanzverwalterMarkusKönig und
ihrem Generalsekretär Tibor
Hochreutener die erste Hoch-
rechnung imKanton Basel-Stadt
für das Finanzjahr 2020. Damit
hat Soland gegenüber ihrer Vor-
gängerin Eva Herzog (SP) eine
Neuerung eingeführt. Herzog
hatte dieAngewohnheit, bei den
Budgetzahlen konservativ zu
rechnen. Bei der definitiven
Rechnung jedoch gab sie dann
jeweils einen markante Gewinn
gegenüber der Budgetkalkula-
tion bekannt. Dieses Vorgehen
nannten politische Kreise in-
transparent, da es sowohl Begeh-
ren auf Mehrausgaben wie auch
Forderungen nach Steuersen-
kungen denWind aus den Segeln
nahm. Soland will nun mit der
Bekanntgabe einer Hochrech-
nung jeweils im Monat Juni
Transparenz schaffen.

Allerdings könnte sich die Be-
rechnung durch die Covid-19-

Pandemie und deren schwer ab-
schätzbare Folgen als ungenau
erweisen. Soland sagte vor den
Medienvertretern, dass der per
Ende April 2020 errechnete
Überschuss im Budget von 118
Millionen Franken bei negativen
Einflüssen durch die Covid-19-
Krise bei Rechnungsabschluss
durcheinandergeraten könn-
te. Hauptverantwortlich für die
Verbesserung gegenüber dem
Budget – dort war ein Plus von
16 Millionen errechnet – seien
höhere Steuereinnahmen sowie
eine höhere Ausschüttung der
Schweizerischen Nationalbank.

BVB und Spitäler?
Der Unsicherheitsfaktoren sind
viele. So können die Finanzex-
perten beim Kanton imMoment
nur schwer abschätzen,wie hoch
Ertragsausfälle bei den Basler
Verkehrs-Betrieben wegen feh-
lender Billetteinnahmen und bei
den Spitälern wegen ausfallen-
dermedizinischer Eingriffe auf-
grund der Corona-Krise die
Staatskasse belasten könnten.
Die Defizite, die der Kanton bei

diesen staatsnahen Betrieben
über die Leistungsvereinbarung
überbrücken müsste, könnten
mehrere Millionen Franken be-
tragen.

Unklare Steuersituation
Ebenso ist unklar, wie viel die
Hilfeleistungen kosten, die der
Kanton wegen Covid-19 aufge-
gleist hat. Im Minimum dürften
sie laut aktuellen Schätzungen
73 Millionen Franken betragen.
Darin enthalten sind budgetier-
te Kosten fürMietzinsvergünsti-
gungen fürGeschäftsmieten von
18 Millionen, Unterstützungs-
leistungen von Selbstständigen
und Kulturbetrieben von 15 Mil-
lionen, Einkauf von Schutz-
material von 10 Millionen sowie
30 Millionen Franken fürweite-
re verschiedene Hilfeleistungen.
Können Firmen allerdings die
Bürgschaften seitens des Kan-
tons fürHilfskredite von Banken
nicht zurückzahlen, könnten die
Ausgaben für die Covid-19-Krise
noch ansteigen. Die Bürgschaf-
ten stehen mit 125 Millionen in
den Büchern. Fraglich ist, ob sie

ausgeschöpft werden. Zudem
könnten eine zweite Welle mit
Ansteckungen undmögliche Fol-
gen in der Wirtschaft weitere
Hilfsgelder nötig machen.

Unsicherheiten bestehen auch
auf der Einnahmeseite. So istmit
der Covid-19-Krise schwierig ab-
zuschätzen, wie viel Steuerein-
nahmen für das Jahr 2020 resul-
tierenwerden, da die Steuern für
das laufende Jahr im 2021 erho-
ben werden.

Trotz dieser Unsicherheiten
zeigte sich Soland zuversichtlich.
«Dank soliden Finanzen haben
wir Spielraum fürmöglichewei-
tere Belastungen durch die Pan-
demie.» Das könnte sich ab 2022
ändern, dann rechnen die Fi-
nanzexperten mit einem ausge-
glichenen Haushalt. Bei den
möglichen Gewinnen der Jahre
2020 in derHöhe von 118Millio-
nen und 2021 von budgetierten
173 Millionen Franken profitiert
die Staatskasse von einmaligen
Sondererträgen durch höhere
Steuereinnahmen und einer hö-
herenAusschüttung der Schwei-
zerischen Nationalbank.

Basel rechnet trotz Covid-19mit Überschuss
Hochrechnung aus dem Finanzdepartement Gemäss Schätzungen des Kantons resultiert für die Rechnung des laufenden Jahres
ein Überschuss von 118 Millionen Franken. Die Zahl ist allerdings mit Vorsicht zu geniessen.

SP­Regierungsrätin Tanja Soland will für mehr Transparenz
bei den Budgets sorgen. Foto: Dominik Plüss
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Benjamin Wirth

In derDebatte umdasAusländer-
stimmrecht ist die Integrations-
frage eine Knacknuss: Verfechter
desGesetzesvorschlags sind über-
zeugt, die Ausländer hätten sich
nicht genügend an die Schweizer
Kultur angepasst, um sich aktiv in
der Politik beteiligen zu dürfen –
zuerst müsse die Integration ge-
fördert werden. Befürworter wie
zumBeispiel SP-Politikerin Edibe
Gölgeliwidersprechenvehement:
In dieser Zeitung hat die Grossrä-
tin gesagt, das Stimmrecht für
Ausländer sei für die Integration
inBasel ein entscheidenderPfeiler
und nicht etwa falsche Prioritäts-
steuerung. Basel ist gespalten.

Der Kanton hat einenAuslän-
deranteil von 36,7 Prozent, und
das nicht nur aufgrund der geo-
grafischen Lage. Berufliche
Perspektiven sind in der Phar-
mastadt Basel vorhanden, was
den Kanton auch für Immigran-
ten attraktivmacht. Schon lange
beschäftigt sich Basel-Stadt
deshalb intensiv mit der Integ-
rationsförderung.

Dem Basler Integrationsför-
dererMichaelWilke ist bewusst,
dass die Integration ein langer
Prozess ist, der nicht immer
gradlinig verläuft. Dennoch sagt
er deutlich: «Der überwiegende
Teil der Ausländer hat ein sehr
grosses Interesse daran, ihren
Platz in der Schweizer Gesell-
schaft zu finden.» DieMenschen
wollen sich integrieren und ihren
Beitrag zu einem guten Mitein-
ander in Basel leisten. Je nach
Herkunftsland und kulturellem
Hintergrund gelinge das mal
besser und mal schlechter.

Nicht alle in den
gleichen Topf werfen
Probleme entstünden meist aus
Unkenntnis oder sprachlichen
Defiziten. «Hier braucht es auf
beiden Seiten Geduld,Verständ-

nis und die Bereitschaft, zu ler-
nen», sagt Wilke. Marc Moresi
weiss das aus eigenerErfahrung.
Seit über einem Jahrzehnt ist
Moresi Leiter der Dreirosenhal-
le. Fast täglich hat ermitAuslän-
dern zu tun, die unter Drogen-
einfluss zu rabiatenMitteln grei-
fen und sich gegenseitig be-
kämpfen. Mehrmals am Tag
kommt die Polizei. «Klar lief in
der Integration dieserMenschen
etwas schief», sagt Moresi. Den-
noch dürfe man nicht alle Aus-
länder in denselbenTopfwerfen.
«Heutzutagewird viel zu schnell
bagatellisiert.» Man müsse
lernen, zusammen mit diesen
Problemen umzugehen.

Viele der straffälligen Immig-
ranten hätten nie die Möglich-
keit gehabt, eineAusbildung oder

Ähnliches zu absolvieren. Diese
Gesellschaftsschichtwerde noch
immer zu stark vernachlässigt.

Für den Dreirosen-Experten
besteht kein Zweifel daran, dass
der integrative Prozess frühest-
möglich beginnen muss. «Inte-
gration funktioniert dort besser,
woMenschen gemeinsam etwas
unternehmen können.» Simon
Thiriet, Mediensprecher der Er-
ziehungsdirektion Basel-Stadt,
bekräftigt, dass die Integration
bei jungen Kindern grundsätz-
lich einfacherverlaufe als bei Äl-
teren. Denn in der Schule kom-
men die Kinder schneller in Kon-
takt mit Gleichaltrigen. Der
Kantonmache enormviel für die
Ausländer an den Schulen: In-
tensiver Deutschunterricht, In-
formationsanlässe für die Eltern

oder diverse Freizeitangebote.
«In der Schweiz gibt es keinen
anderen Kanton, der ähnlich viel
unternimmt», beteuert Thiriet.

Ein Hauptschwerpunkt
ist die Arbeitsintegration
Auch wenn die Integration bei
jüngerenMenschen besser funk-
tionierenmag, sind die Prinzipi-
en bei den Älteren gleich. «Eine
gemeinsame Arbeit und die Be-
gegnung mit Kollegen ist eine
hervorragendeMöglichkeit, sich
gut einzubringen», sagt Integra-
tionsfördererWilke. Gleichzeitig
sei das der schwierigste Bereich.
«Es braucht gute allgemeine
Deutschkenntnisse, die Kenntnis
von Fachbegriffen, die Anerken-
nung von Abschlüssen und die
Klarheit über fachliche und ge-

setzliche Rahmenbedingungen.»
Die Integrationsagenda lege da-
her auch denHauptschwerpunkt
auf die Arbeitsintegration.

VonWilkewill die BaZwissen,
ob die Ausländer jetzt gut genug
integriert sind, um sich politisch
aktiv zu beteiligen. «Die Integra-
tionsförderung in Basel funktio-
niert gut», beginnt der Experte.
Das Ausländerstimmrecht wäre
aber ein positives Signal an die-
seMenschen. «Ich bin der festen
Überzeugung, dass dies die In-
tegration erleichtert», sagt Wil-
ke. Die Grundprinzipien politi-
scher Beteiligung seien den
meistenMenschen, die nach Ba-
sel kommen, durchaus bekannt.
«Politische Beteiligung und In-
tegration können sich gegensei-
tig sehr gut ergänzen.»

«Die Integrationsförderung
in Basel läuft gut»
Trotz Gewalt und sexuellen Übergriffen Seit Jahren fördert Basel-Stadt sein Integrationsprogramm.
Dennoch: Genügt das, um als Ausländer politisch aktiv sein zu dürfen?

Schulen tun viel für die Integration von Ausländerinnen und Ausländern. Foto: Keystone (Symbolbild)

Der Spruch «Wie man es
macht, ist es verkehrt» muss
den Verantwortlichen der
Basler Polizei in diesen Tagen
wohl öfter in den Sinn gekom-
men sein. Zuerst wurde eine
unbewilligte Demonstration
am 1. Mai – mitten in der
Corona-Krise – toleriert,
worauf die Polizei schweizweit
scharfe Kritik einstecken muss-
te. Zwei Wochen später rotteten
sich Verschwörungstheoretiker
und Staatsskeptiker in der
Innenstadt zusammen und
mussten von der Polizei in die
Schranken gewiesen werden.
Dann fand spontan eine Demo
gegen Rassendiskriminierung
statt, die ebenfalls nicht
aufgelöst wurde. Doch diesmal
schien der Protest gegen
Rassismus wichtiger zu sein als
die Einhaltung der Vorgaben

im Kampf gegen das Virus. Das
Bild kniender Polizisten inmit-
ten der Demonstranten brachte
der Basler Polizei sogar inter-
national viel Sympathie ein.

Und jetzt muss die gleiche
Polizei wieder einen Shitstorm
über sich ergehen lassen, weil
sie Demonstrantinnen am
Jahrestag zum Frauenstreik
angehalten, ihre Personalien
aufgenommen und Bussen
verteilt hat.

Mehrere Demos mit unter-
schiedlichem Hintergrund, die
gegensätzliche Reaktionen
hervorrufen. Die einzige Über-
einstimmung ist offenbar, dass
die Polizei alles falsch gemacht
hat. Schon wieder vergessen
sind die Zeiten mitten im
Lockdown, als die Polizei

auffällige Präsenz markierte.
Da waren die Polizisten endlich
mal wieder Freunde und Helfer.

Mit der Normalität kehrt auch
das kritische Verhältnis zur
Polizei zurück. Die polizeilichen
Übergriffe in den USAwerfen
auch hier berechtigte Fragen
nach Diskriminierungen auf.
Doch selbst wenn (bislang)
keine Fälle von Rassismus im
Basler Polizeikorps bekannt
sind, stehen die Polizisten
plötzlich im Generalver-
dacht. Damit wandelt sich das
Bild des Polizisten schon wieder.

In den letzten Jahren sind
Übergriffe auf Polizistinnen
und Polizisten auch in Basel
massiv angestiegen. Sie werden
immer öfter bedroht und gar
körperlich angegriffen. Es sind

nicht nur Krawallbrüder, son-
dern oft auch Betrunkene, die
jeglichen Respekt verlieren und
handgreiflich werden. Verletzte
Polizisten stehen aber weniger
im öffentlichen Scheinwerfer-
licht, da dies als Berufsrisiko
abgetan wird. Viel schlimmer
ist es dagegen, wenn eine
Grossrätin oder gar eine Natio-
nalrätin angehalten und ver-
nommen wird. Dass dies eben
auch zum Risiko einer Demo
gehört, wird ausgeblendet.

Die jüngsten Fälle demonstrie-
ren, wie schwierig die jeweilige
Lageeinschätzung ist. Die
Einsatzleitung muss in kürzes-
ter Zeit vor Ort entscheiden,
wie sie vorgehen will.

Das Beispiel der 1.-Mai-Demos
zeigt es.Während die untätige

Basler Polizei für ihre «Deeska-
lationsstrategie» kritisiert
wurde, bekam die Zürcher
Polizei ebenso viel Kritik zu
hören, weil sie angeblich zu
hart gegen die Demonstranten
vorgegangen war.

Fast schon belustigend ist es
da, wenn auch noch der zu-
ständige Polizeidirektor für
jede Taktik persönlich verant-
wortlich gemacht wird. Offen-
bar stellen sich gewisse Leute
vor, dass Baschi Dürr von
seinem Büro aus per Funk oder
Handy den vor Ort stehenden
Polizeikräften Anweisungen
gibt. Klar hat Dürr als oberster
Chef das Handeln seiner Leute
zu verantworten, aber er muss
auch Vertrauen in seine Poli-
zeiführung haben können und
sich hinter sie stellen.

Baschi Dürr und seine Polizei
stehen derzeit unter Beobach-
tung. Und die nächste Demo
kommt bestimmt. In der
Corona-Krise wurde oft ein
neuer Geist heraufbeschworen.
Eine langsamere Gangart und
mehr Rücksichtnahme auf die
anderen wurden propagiert
sowie mehr Toleranz und
Akzeptanz. Hierbei dürften
auch die Polizisten einge-
schlossen werden, die in den
allermeisten Fällen einen
schwierigen, undankbaren,
aber letztlich wichtigen und
guten Job machen.

Die Polizei – (k)ein Freund und Helfer?
Die Basler Polizei gerät einmal mehr in die Kritik – zu Unrecht.

Raphael Suter
ehemaliger
BaZ-Redaktor

Seitenblicke

Demo für Spital Laufen
Laufen Das Spital in Laufen soll g
geschlossen und in ein Gesund-
heitszentrum umfunktioniert
werden. Dagegen kämpft die
Interessengruppe (IG) Pro Spital
Laufen an. Sie ruft am Samstag
zu einer Demonstration beim
Rathaus in Laufen auf (15 Uhr).
Die Schliessung sei «verantwor-
tungslos»,da gerade in Zeitenvon
Corona funktionstüchtige und
voll ausgestattete Spitäler benö-
tigt würden. Die Demonstration
wurde von Stadtpräsident Alex
Imhof, demVorsitzenden der kri-
tisiertenVerhandlungsdelegation,
bewilligt. (red)

Mann pöbelt zweiMal
Weil am Rhein (D) Ein Mann löste
amMittwoch gleich zwei Polizei-
einsätze inWeil aus. Der 32-Jäh-
rige hatte versucht, einem Mit-
arbeiter eines Sicherheitsdiensts
ein Bier anzuwerfen.Der Securi-
tas hielt den Mann bis zum Ein-
treffen derPolizei fest.Diese liess
den Mann wieder gehen. Eine
halbe Stunde danachmusste die
Polizei wieder auszurücken. Der
bereits bekannte Täter hatte
einem Bekannten mit seinem
Turnbeutel gegen den Kopf ge-
schlagen. «Zur Verhinderung
weiterer Straftaten»wurde er in
Gewahrsam genommen. (red)

Verletzte nach Kollision
Muttenz Auf der Autobahn A2,
ereignete sich am Donnerstag
kurz nach dem Schweizerhalle-
tunnel eine Auffahrkollision
zwischen einemPersonenwagen
und einem Lieferwagen. Die
26-jährige PW-Lenkerin wurde
dabei verletzt und musste in ein
Spital eingeliefert werden. Ihr
Autowurde abtransportiert. (red)

Nachrichten

Basel/Binningen Gleich zwei
Ehepaare haben heute ihren
50. Hochzeitstag: Esther und
Marcel Maurer sowie Catalina
und Urs Gröflin-Tapia aus
Binningen. Die BaZ gratuliert
dazu den Jubilaren herzlich
und wünscht ihnen alles Gute
für die Zukunft. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwünsche
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